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Abstract: In diesem Urteil hat das Bundesgericht die Verurteilung von zwölf Klimaaktivisten, die im
November 2018 eine Filiale der Bank Credit Suisse in Lausanne zu Demonstrationszwecken besetzt hatten,
wegen Hausfriedensbruchs (Art. 186 StGB) und Teilnahme an nicht bewilligter Demonstration (eine
kantonal- bzw. kommunalrechtliche Übertretung) bestätigt. Gemäss Bundesgericht haben die Aktivisten
weder in einem rechtfertigenden Notstand (Art. 17 StGB) noch in einem Putativnotstand (Art. 13 StGB)
gehandelt, noch ist ihre Aktion durch einen aussergesetzlichen Rechtfertigungsgrund gedeckt. Ferner
könne den Aktivisten keine Strafbefreiung nach Art. 52 StGB zugebilligt werden. Die Verurteilung von
zehn der Klimaaktivisten wegen Hinderung einer Amtshandlung (Art. 286 StGB) hat das Bundesgericht
dagegen aufgehoben, weil dieser Tatbestand von der Staatsanwaltschaft nie angeklagt worden sei, sondern
nur eine verwandte kantonal- bzw. kommunalrechtliche Übertretung, die das Berufungsgericht nicht
gestützt auf Art. 344 StPO durch eine Straftat nach Bundesrecht substituieren dürfe. Dass wegen der
Coronavirus-Situation die Öffentlichkeit von der Berufungsverhandlung ausgeschlossen wurde und nur
akkreditierte Gerichtsberichterstatter zugelassen wurden, verletze Art. 6 EMRK nicht. Dass sich die
Beschuldigten aus demselben Grund nicht von Vertrauenspersonen begleiten lassen durften i.S.d. Art.
70 Abs. 2 StPO, ist aus Sicht des Bundesgerichts gleichfalls nicht zu beanstanden.
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7.2. Strafrecht – Allgemeiner Teil – allgemein/
Droit pénal – Partie générale – en général
7.2.2. Strafbare Handlungen/Infractions
BGer 6B_1295/2020: Klimaaktivisten wegen Bankbeset-
zung von 2018 in Lausanne strafbar
Bundesgericht, Strafrechtliche Abteilung, Urteil 6B_1295/ 
2020 vom 26. Mai 2021 (zur amtlichen Publikation vorge-
sehen), A.-L. gegen Staatsanwaltschaft des Kantons Waadt, 
Art. 17 StGB.
In diesem Urteil hat das Bundesgericht die Verurteilung von 
zwölf Klimaaktivisten, die im November 2018 eine Filiale 
der Bank Credit Suisse in Lausanne zu Demonstrationszwe-
cken besetzt hatten, wegen Hausfriedensbruchs (Art. 186 
StGB) und Teilnahme an nicht bewilligter Demonstration 
(eine kantonal- bzw. kommunalrechtliche Übertretung) be-
stätigt. Gemäss Bundesgericht haben die Aktivisten weder 
in einem rechtfertigenden Notstand (Art. 17 StGB) noch 
in einem Putativnotstand (Art. 13 StGB) gehandelt, noch 
ist ihre Aktion durch einen aussergesetzlichen Rechtfer-
tigungsgrund gedeckt. Ferner könne den Aktivisten keine 
Strafbefreiung nach Art. 52 StGB zugebilligt werden. Die 
Verurteilung von zehn der Klimaaktivisten wegen Hinde-
rung einer Amtshandlung (Art. 286 StGB) hat das Bundes-
gericht dagegen aufgehoben, weil dieser Tatbestand von 
der Staatsanwaltschaft nie angeklagt worden sei, sondern 
nur eine verwandte kantonal- bzw. kommunalrechtliche 
Übertretung, die das Berufungsgericht nicht gestützt auf 
Art. 344 StPO durch eine Straftat nach Bundesrecht subs-
tituieren dürfe. Dass wegen der Coronavirus-Situation die 
Öffentlichkeit von der Berufungsverhandlung ausgeschlos-
sen wurde und nur akkreditierte Gerichtsberichterstatter 
zugelassen wurden, verletze Art. 6 EMRK nicht. Dass sich 
die Beschuldigten aus demselben Grund nicht von Vertrau-
enspersonen begleiten lassen durften i.S.d. Art. 70 Abs. 2 
StPO, ist aus Sicht des Bundesgerichts gleichfalls nicht zu 
beanstanden.
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